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Rentenpolitik im Koalitionsvertrag – Was er
wartet uns in der neuen Legislaturperiode?

Am 16. Dezember 2013 haben die Spitzen von Union und SPD 
den Koalitionsvertrag „Deutschlands Zukunft gestalten” unter
zeichnet. Er sieht eine Reihe von Leistungsverbesserungen in 
der gesetzlichen Rentenversicherung vor, die im Wesentlichen 
bereits zum 1. Juli 2014 umgesetzt werden sollen.

Mütterrente
Geplant ist eine Aufstockung der Rente für alle Mütter oder Väter, 
deren Kinder vor dem 1. Januar 1992 geboren sind. Sie sollen 
einen Entgeltpunkt mehr erhalten, d. h. die Rente würde brutto 
um etwa 28 EUR im Westen und knapp 26 EUR im Osten steigen. 
Dies soll ab dem 1. Juli 2014 sowohl für jetzige als auch für künf
tige Rentnerinnen und Rentner gelten.

Abschlagsfreie Rente mit 63
Wer 45 Beitragsjahre (einschließlich Zeiten der Arbeitslosigkeit) in 
der gesetzlichen Rentenversicherung aufweisen kann, soll ab 
1. Juli 2014 schon mit 63 Jahren in Rente gehen können – und 
zwar ohne Abschläge. Allerdings soll es nicht dauerhaft bei der 
Altersgrenze von 63 Jahren bleiben. Diese Altersgrenze soll 
schrittweise auf das vollendete 65. Lebensjahr angehoben wer
den. Die Regelung folgt der Anhebung der Regelaltersgrenze von 
65 auf 67 Jahre. 

Erwerbsminderungsrente
Um die rentenrechtliche Absicherung Erwerbsgeminderter zu 
verbessern, soll die sog. Zurechnungszeit um 2 Jahre verlängert 
werden. Durch sie werden erwerbsgeminderte Versicherte ren
tenrechtlich im Wesentlichen so gestellt, als hätten sie bis zur 
Vollendung des 60. – künftig bis zur Vollendung des 62. Lebens
jahres – gearbeitet. Die verlängerte Zurechnungszeit vollzieht die 
Anhebung der Regelaltersgrenze nach und verhindert, dass das 
Niveau der Erwerbsminderungsrenten im Vergleich zu den Alters
renten weiter absinkt. Außerdem sollen die unmittelbar vor Ein
tritt der Erwerbsminderung liegenden 4 Jahre künftig bei der 
Bewertung der Zurechnungszeit nur noch berücksichtigt werden, 
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wenn sich dies für den Rentenbezieher positiv auswirkt. Hinter
grund: Vielfach gehen die pro Jahr erworbenen Rentenanwart
schaften aus sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung aus 
gesundheitlichen Gründen schon in den letzten Jahren vor Eintritt 
der Erwerbsminderung deutlich zurück.

Lebensleistungsrente
Schließlich ist im Koalitionsvertrag auch die Einführung einer 
„solidarischen Lebensleistungsrente” festgelegt, und zwar 
„voraussichtlich bis 2017”. Wer 40 Jahre Rentenversicherungsbei
träge gezahlt hat, und dennoch im Alter weniger als 30 Entgelt
punkte – das entspricht heute rund 850 EUR Rente – erreicht, soll 
von einer Aufwertung der erworbenen Entgeltpunkte profitieren; 
bis 2023 sollen übergangsweise 35 Beitragsjahre für eine Auf
wertung ausreichen. Dabei sollen 5 Jahre Arbeitslosigkeit wie 
Beitragsjahre in der Rentenversicherung behandelt werden. Nach 
2023 soll dann eine zusätzliche Altersvorsorge als Zugangs
voraussetzung erforderlich sein. Wer trotz dieser Aufwertung 
nicht auf eine Rente von 30 Entgeltpunkten kommt und bedürftig 
ist, soll einen weiteren Zuschlag bis zu einer Gesamtsumme von 
30 Entgeltpunkten erhalten.

Mit freundlichen Grüßen

Die Herausgeber
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BSG-Rechtsprechung: Statusbeurteilung bei 
Mitarbeit im Einzelunternehmen von Familien
angehörigen

Das Bundessozialgericht hat mit Urteil v. 30. April 2013 
(B 12 KR 19/11 R) konkretisiert, dass sich die sozialversiche
rungsrechtliche Beurteilung einer Erwerbstätigkeit im Einzel
unternehmen eines Familienangehörigen nicht wesentlich von 
der Erwerbstätigkeit in einer Familien-GmbH unterscheidet.

Sachverhalt
Die Arbeitgeberin betrieb ein Ladengeschäft, in dem Getränke und 
Lebensmittel verkauft wurden. Das Geschäft sollte später einmal 
von der Mutter auf den dort beschäftigten Sohn übergehen. Der 
Sohn war nach dem 1991 geschlossenen Anstellungsvertrag als 
„Stellvertreter” vollzeitbeschäftigt und für Warenbestellung/-kauf 
sowie Personalfragen bei Abwesenheit der Mutter zuständig. Er 
erhielt ein tarifvertragliches Entgelt, für ihn wurden Lohnsteuer 
und Sozialabgaben abgeführt.

1999 wurde eine Weinprobierstube eingerichtet. Seit 24. Juni 2001 
wurde das Unternehmen nur noch als Weinhandlung mit Gaststätte 
betrieben. Der Sohn war seither für die Weinbestellung, die Prüfung 
der Lieferantenrechnungen, die Präsentation der Weine, die Preis
kalkulation, die Gestaltung der Wein- und Speisenkarten sowie die 
Bedienung der Gäste zuständig. Die Mutter bereitete die Speisen zu, 
des Weiteren kontrollierte sie die buchmäßige Abrechnung.

Aus Rücksichtnahme auf die finanziellen Belastungen des Unter
nehmens wurde das Entgelt des Sohnes von der allgemeinen 
Lohnentwicklung abgekoppelt. Außerdem zahlte er einmalig eine 
Rechnung über 5.000 EUR aus eigenen Mitteln.

Die Entscheidungen der Vorinstanzen (SG und LSG)
Nach Auffassung des Sozialgerichts (SG) Leipzig lag bereits seit 
1. Januar 1991 – dem Eintritt in den Betrieb – eine selbstständige 
Tätigkeit vor. Dagegen hat das Sächsische Landessozialgericht 
(LSG) den Sohn erst später, ab 24. Juni 2001, als nicht versiche
rungspflichtig angesehen. Insbesondere der Arbeitsvertrag, die 
Entgeltzahlungen sowie die Überweisung des Entgelts auf sein 
Privatkonto sprachen nach Auffassung des LSG bis 23. Juni 2001 
für eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. Aufgrund 
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eines grundlegenden Strukturwandels im Familienunternehmen 
war der Sohn dann aber in eine Unternehmerstellung gerückt. Er 
hat – trotz der weiteren Alleininhaberschaft seiner Mutter – bei 
der Unternehmensführung faktisch seinen Willen durchsetzen 
und das Unternehmen wie ein eigenes verwalten können, nicht 
zuletzt wegen seines überragenden Wein-Fachwissens. Sein nur 
geringes Kapitalrisiko trat dahinter zurück.

BSG hebt Entscheidung des LSG auf
Nach der Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG) war der 
Sohn durchgehend als Beschäftigter anzusehen. Dies betrifft auch 
die Zeit nach Aufgabe des Ladengeschäfts ab 24. Juni 2001. Denn 
zu dem Gesamtbild der zu würdigenden Umstände gehört nach 
Auffassung des BSG auch die den Beteiligten zustehende Rechts
macht, unabhängig davon, ob von dieser Gebrauch gemacht wird. 
Der schriftliche Arbeitsvertrag mit typischen Arbeitnehmerrech
ten und -pflichten wurde sozialversicherungs- und steuerrechtlich 
tatsächlich entsprechend gelebt. Die Mutter blieb durchgängig 
alleinige und damit allein haftende Geschäftsinhaberin. Ihr Sohn 
war in die von ihr vorgegebene Arbeitsorganisation weiter einge
bunden. Die verwandtschaftliche Beziehung änderte daran grund
sätzlich nichts, da es sich weder um bloße familienhafte Mithilfe 
noch um das Einrücken in die Stellung eines Mitunternehmers 
handelte. Auch die weiteren vom LSG herangezogenen Indizien 
(einmalige Begleichung einer Warenrechnung, Abkoppelung von 
der tariflichen Lohnentwicklung, Warenfachkenntnisse) lassen 
nicht die Schlussfolgerung zu, dass der Sohn allein aufgrund einer 
„faktischen Machtposition” und trotz fehlender relevanter Ände
rung der rechtlichen Rahmenbedingungen sozialversicherungs
rechtlich in die Stellung eines (Mit-)Geschäftsinhabers und Unter
nehmers eingerückt ist.

Auswirkungen auf die Praxis
Das BSG-Urteil ist für die sozialversicherungsrechtliche Beurtei
lung von Personen, die bei Familienangehörigen in einem Einzel
unternehmen mitarbeiten, von großer Bedeutung: Es kommt für 
die Selbstständigkeit neben dem erforderlichen Unternehmerri
siko auch auf die Rechtsmacht an. Allein eine „faktische Machtpo
sition”, die vom BSG als „Schönwetter-Selbstständigkeit” bezeich
net wird, reicht für die Annahme einer selbstständigen Tätigkeit – 
ebenso wie in einer Familien-GmbH (vgl. dazu summa summarum 
4/2013) – nicht aus.
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Beitragszuschuss zur privaten 
Krankenversicherung

Arbeitnehmer, die bei einem privaten Krankenversicherungs
unternehmen versichert sind, haben gegenüber ihren Arbeit
gebern einen Anspruch auf einen Beitragszuschuss. Dabei 
wurde bisher ein Beitragszuschuss auch für die Beiträge der 
Angehörigen (Ehegatte oder Kinder) gezahlt, wenn diese in der 
gesetzlichen Krankenversicherung freiwillig versichert sind. 
Das Bundessozialgericht hat nun entschieden, dass darauf kein 
Anspruch besteht.

Beitragszuschuss für privat krankenversicherte Arbeitnehmer
Privat krankenversicherte Arbeitnehmer haben einen Anspruch 
auf Zahlung eines Beitragszuschusses durch den Arbeitgeber, 
wenn in der gesetzlichen Krankenversicherung

→ wegen Überschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze Ver
sicherungsfreiheit besteht,

→ eine Versicherungspflicht wegen Vollendung des 55. Lebens
jahres nicht mehr begründet werden kann oder

→ eine Befreiung von der Krankenversicherungspflicht erfolgt ist.

Voraussetzung für den Beitragszuschuss ist, dass der Arbeitneh
mer im Falle einer Krankheit Vertragsleistungen vom privaten 
Krankenversicherungsunternehmen beanspruchen kann, die der 
Art nach den Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung 
entsprechen.

Höhe des Beitragszuschusses
Der Beitragszuschuss beträgt die Hälfte des Betrages, der für den 
Arbeitnehmer aufzuwenden wäre, wenn er in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versicherungspflichtig wäre, höchstens 
jedoch die Hälfte des tatsächlichen Beitrages für die private Kran
kenversicherung.

Bei der Bemessung des Beitragszuschusses sind auch die Auf
wendungen für die privat krankenversicherten Angehörigen zu 
berücksichtigen, wenn diese im Falle der Versicherungspflicht 
des Arbeitnehmers in der gesetzlichen Krankenversicherung 
familienversichert wären.
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Daraus wurde gefolgert, dass auch die Beiträge eines freiwillig 
gesetzlich krankenversicherten Angehörigen bei der Bemessung 
des Beitragszuschusses zu berücksichtigen waren.

Kein Beitragsanspruch für gesetzlich versicherte Angehörige
Das Bundessozialgericht (BSG) hat mit seinem Urteil vom 
20. März 2013 (B 12 KR 4/11 R) entschieden, dass nur Beitragsauf
wendungen für Angehörige zu berücksichtigen sind, wenn diese in 
der privaten Krankenversicherung versichert sind. Die Beiträge 
für Angehörige zur freiwilligen gesetzlichen Krankenversicherung 
sind hingegen bei der Bemessung des Beitragszuschusses nicht 
zu berücksichtigen. Nach Auffassung des BSG besteht für eine 
Ausdehnung auf Beitragsaufwendungen von freiwillig in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versicherten Angehörigen 
nach Sinn und Zweck der gesetzlichen Vorschrift kein Raum.

Steuer- und beitragsrechtliche Folgen
Erhält ein Arbeitnehmer einen Beitragszuschuss, bei dessen Höhe 
die Beitragsaufwendungen für einen Angehörigen zu einer freiwil
ligen gesetzlichen Krankenversicherung berücksichtigt werden, 
so stellt der auf den Beitragsanteil des Angehörigen entfallende 
Anteil des Beitragszuschusses steuerpflichtigen Arbeitslohn und 
beitragspflichtiges Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung 
dar. Denn nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV sind nur Ausgaben des 
Arbeitgebers für Zukunftssicherungsleistungen eines Arbeitneh
mers beitragsfrei, die der Arbeitgeber aufgrund gesetzlicher Vor
schriften zahlen muss und die deshalb nach § 3 Nr. 62 EStG 
steuerfrei sind.

Vertrauensschutz für die Vergangenheit
Für den Bereich der Sozialversicherung haben die Spitzenorgani
sationen der Sozialversicherung entschieden, dass die Rechtspre
chung des BSG nur zukunftsgerichtet für die Zeit ab dem 1. Januar 
2014 berücksichtigt wird. Für die Vergangenheit wird aufgrund der 
bisher abweichenden Rechtsauffassung der Sozialversicherungs
träger ein Vertrauensschutz gewährt.
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Wie sich unterschiedliche Abgabegründe  
bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage  
der Künstlersozialabgabe auswirken

Bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage der Künstler
sozialabgabe sind eigentlich alle Entgelte zu berücksichtigen, 
die ein zur Abgabe Verpflichteter an selbstständige Künstler 
und Publizisten zahlt. Bei bestimmten Fallkonstellationen gibt 
es aber Ausnahmen.

Der jeweilige Abgabegrund muss gesondert vorliegen
Bei der Bemessung der Künstlersozialabgabe sind nur Entgelte 
zu berücksichtigen, die im Rahmen einer konkret zur Abgabe
pflicht führenden Tätigkeit des Unternehmers gezahlt werden.

Künstlersozialabgabe 
Künstlersozialabgabe müssen Unternehmen entrichten, 
→ die typische Verwerter von Kunst und Publizistik sind  

(§ 24 Abs. 1 Satz 1 KSVG).  

Dies sind 
1. Buch-, Presse- und sonstige Verlage, Presseagenturen (einschl. 

Bilderdienste), 
2. Theater (ausgen. Filmtheater), Orchester, Chöre und vergleichbare 

Unternehmen; Voraussetzung ist, dass ihr Zweck überwiegend 
darauf gerichtet ist, künstlerische/publizistische Werke oder Leis
tungen öffentlich aufzuführen oder darzubieten, 

3. Theater-, Konzert- und Gastspieldirektionen sowie sonstige Unter
nehmen, deren wesentlicher Zweck darauf gerichtet ist, für die 
Aufführung oder Darbietung künstlerischer/publizistischer Werke 
oder Leistungen zu sorgen, 

4. Rundfunk, Fernsehen, 
5. Herstellung von bespielbaren Bild- und Tonträgern  

(ausschließlich alleiniger Vervielfältigung), 
6. Galerien, Kunsthandel, 
7. Werbung oder Öffentlichkeitsarbeit für Dritte, 
8. Varieté- und Zirkusunternehmen, Museen, 
9. Aus- und Fortbildungseinrichtungen für künstlerische/ 

publizistische Tätigkeiten.

→ die Eigenwerbung betreiben und dabei nicht nur gelegentlich Auf
träge an selbstständige Künstler oder Publizisten erteilen  
(§ 24 Abs. 1 Satz 2 KSVG).

→ die aus anderen Gründen – nach der sog. Generalklausel – für 
Zwecke ihres Unternehmens nicht nur gelegentlich Aufträge an 
selbstständige Künstler oder Publizisten erteilen, wenn im Zusam
menhang mit dieser Nutzung Einnahmen erzielt werden sollen  
(§ 24 Abs. 2 KSVG).
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Das Vorliegen von Abgabepflicht nach einem einzelnen Abgabe
grund im Sinne von § 24 KSVG führt somit nicht zwangsläufig 
dazu, dass alle Zahlungen des Unternehmens an selbstständige 
Künstler oder Publizisten bei der Bemessung der Künstlersozial
abgabe zu berücksichtigen sind. Die Abgabepflicht ist für jeden 
Abgabegrund separat festzustellen. Abgabegründe sind typische 
Verwertung, Eigenwerbung und Generalklausel.

Möglich sind 4 unterschiedliche Kombinationen von Abgabegründen.

1. Mehrere Abgabegründe „Typische Verwertung” untereinander

→ Die Abgabegründe nach den Nummern 1 bis 9 des  
§ 24 Abs. 1 Satz 1 KSVG müssen jeweils gesondert vorliegen, 
um die Entgelte bei der Bemessung der Künstlersozialabgabe 
berücksichtigen zu können.

Aus dem Unternehmenszweck eines typischen Verwerters folgt 
nicht unmittelbar die Abgabepflicht für alle Zahlungen. Nicht 
abgabepflichtig sind Zahlungen, die dem Tätigkeitsbereich eines 
anderen Abgabegrundes zuzuordnen sind, für den der Unterneh
menszweck nicht vorliegt.

Das Bundessozialgericht (BSG) hat im Urteil vom 20. November 
2008 (B 3 KS 5/07 R) hierzu in einem konkreten Fall entschieden. 
Ein Musikverein unterliegt als Ausbildungseinrichtung der Abga
bepflicht als typischer Verwerter nach § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 
KSVG. Zahlt der Musikverein Entgelte außerhalb dieses Unterneh
menszweckes an selbstständige Künstler und Publizisten, wie 
hier für eine Teilnahme an einem Orchesterauftritt des Musikver
eins, sind diese gezahlten Entgelte bei der Bemessung der Künst
lersozialabgabe nicht zu berücksichtigen. Denn der Musikverein 
ist nicht als Orchester im Sinne des Gesetzes zu werten und 
unterliegt folglich nicht der Abgabepflicht als typischer Verwerter 
nach § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 KSVG.



10 summa summarum 1·2014 · Künstlersozialabgabe

2. Abgabegründe „Typische Verwertung” und „Generalklausel”

→ Abgabegründe nach § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 9 und  
Abs. 2 KSVG müssen gesondert vorliegen

Eine Abgabepflicht auf geleistete Zahlungen eines typischen 
Verwerters kann auch entstehen, wenn diese nicht bereits vom 
Unternehmenszweck erfasst oder zum Zwecke der Eigenwerbung 
gezahlt werden. Dies gilt für im Rahmen der „Generalklausel” 
geleistete Zahlungen. Allerdings muss der Abgabegrund nach 
§ 24 Abs. 2 KSVG vorliegen und für sich betrachtet zur Abgabe
pflicht führen.

Für den bereits beispielhaft genannten Musikverein, der seinem 
Unternehmenszweck nach selbst nicht als Orchester zu beurtei
len ist, können Zahlungen an selbstständige Künstler im Rahmen 
von öffentlichen Auftritten nur dann für die Bemessung der Künst
lersozialabgabe herangezogen werden, wenn mehr als 3 Veran
staltungen in einem Kalenderjahr durchgeführt werden.

3. Abgabegründe „Eigenwerbung” und „Generalklausel”

→ Abgabegründe müssen gesondert vorliegen

Auch bei einem im Rahmen der Eigenwerbung nach § 24 Abs. 1 Satz 2 
KSVG Abgabepflichtigen können Zahlungen an selbstständige 
Künstler und Publizisten anderen Zwecken als der Eigenwerbung 
dienen. Sie werden nur dann bei der Bemessung der Künstlersozial
abgabe berücksichtigt, wenn eine Abgabepflicht im Rahmen der 
Generalklausel nach § 24 Abs. 2 KSVG dem Grunde nach entsteht.

4. Abgabegründe „Typische Verwertung” und „Eigenwerbung”

→ Eigenwerbung ist Bestandteil unternehmerischen Handelns 
eines typischen Verwerters und muss daher als Abgabegrund 
nicht gesondert vorliegen

In einem weiteren Urteil hat das BSG am 31. August 2000 
(B 3 KR 27/99 R) entschieden, welche Entgelte bei der Bemessung 
der Künstlersozialabgabe eines typischen Verwerters zu 
berücksichtigen sind. Das BSG hat klargestellt, dass ein typischer 
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Verwerter, der für sich Werbung und Öffentlichkeitsarbeit 
betreibt, dies regelmäßig im Rahmen seines unternehmerischen 
Handelns tut. Nach Auffassung des BSG werden die hierdurch 
ausgelösten abgabepflichtigen Sachverhalte im Rahmen der 
Eigenwerbung und die in diesem Zusammenhang gezahlten Ent
gelte letztlich bereits durch die festgestellte Abgabepflicht eines 
typischen Verwerters erfasst. Der Abgabegrund der Eigenwerbung 
muss daher bei einem typischen Verwerter nicht gesondert vor
liegen.

Beurteilung der Abgabegründe bei der Betriebsprüfung
Für die Rentenversicherungsträger ist das Vorliegen einzelner 
Abgabegründe zur Bemessung der Künstlersozialabgabe im Rah
men ihrer Arbeitgeberprüfungen von Bedeutung. Bei der erstma
ligen Prüfung der Zahlung der Künstlersozialabgabe in bisher 
nicht abgabepflichtigen Unternehmen werden sämtliche Zahlun
gen vor dem Hintergrund des Vorliegens des jeweiligen Abgabe
grunds und der daraus folgenden Abgabepflicht geprüft. Die 
Abgabegründe und die jeweiligen Entgelte nach § 25 KSVG werden 
durch die Rentenversicherungsträger mit Bescheid festgestellt.

Seit dem Jahr 2013 werden Bestandsprüfungen bei abgabe
pflichtigen Unternehmen durchgeführt, die der Künstlersozial
kasse bereits einmal jährlich die gezahlten Entgelte melden. Die 
Bestandsprüfungen der Rentenversicherungsträger umfassen 
nicht nur die vollständige Berücksichtigung aller Zahlungen, son
dern auch umgekehrt: Waren möglicherweise gemeldete Zahlun
gen nicht zu berücksichtigen, weil diese für sich betrachtet nicht 
zur Abgabepflicht führten?
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Berufsständische Versorgung: Befreiung von 
der Rentenversicherungspflicht

Die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) vom 
31. Oktober 2012 hat erhebliche Auswirkungen auf die Beurtei
lung der Versicherungspflicht von Mitgliedern berufsständi
scher Versorgungswerke in der gesetzlichen Rentenversiche
rung. Das BSG hat in mehreren Urteilen entschieden, dass eine 
Befreiung ihre Wirkung nur für das konkrete Beschäftigungs
verhältnis bei dem bestimmten Arbeitgeber entfaltet, für das 
sie beantragt wurde.

Nach dem 31. Oktober 2012 aufgenommene Beschäftigungen
Die BSG-Urteile gelten vor allem für Beschäftigungsverhältnisse, 
die nach der Urteilsverkündung aufgenommen oder in ihrem 
Tätigkeitszuschnitt wesentlich verändert worden sind bzw. wer
den. In allen diesen Fällen muss ein neuer Befreiungsantrag 
gestellt werden, wenn für die konkrete Beschäftigung eine Befrei
ung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenver
sicherung erreicht werden soll. Im Befreiungsantrag ist sowohl 
die Tätigkeit genau zu bezeichnen als auch der Arbeitgeber kon
kret zu benennen. Darüber hinaus ist eine 3-monatige Antrags
frist (§ 6 Abs. 4 SGB VI) zu beachten, um eine nahtlose Beitrags
zahlung zum berufsständischen Versorgungswerk zu gewähr
leisten.

Kann ein Arbeitnehmer bei einer Beschäftigungsaufnahme nach 
dem 31. Oktober 2012 dem Arbeitgeber weder einen positiven 
Befreiungsbescheid noch den Nachweis über eine Antragstellung 
vorlegen, muss der Arbeitgeber eine Anmeldung zur gesetzlichen 
Rentenversicherung vornehmen und folglich auch die Beiträge 
dorthin entrichten.

Am 31. Oktober 2012 bestehende Beschäftigungen
Die BSG-Urteile sind aber grundsätzlich auch für bis zum 31. Okto
ber 2012 aufgenommene Beschäftigungsverhältnisse von Bedeu
tung.
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Allerdings ist dabei zu beachten: Den Betroffenen war aufgrund 
der bisherigen Verwaltungspraxis die Notwendigkeit eines neuen 
Befreiungsantrags beim Beschäftigungswechsel regelmäßig nicht 
bewusst. Deshalb wird unter bestimmten Voraussetzungen ein 
Vertrauensschutz gewährt.

Vertrauensschutzregelung bei klassischen berufsspezifischen  
Tätigkeiten
Für Mitglieder einer berufsständischen Versorgungseinrichtung, 
die in der Vergangenheit für die Ausübung einer klassischen 
berufsspezifischen Tätigkeit befreit worden waren und nach 
einem Arbeitsplatzwechsel eine derartige Tätigkeit weiterhin aus
übten, waren stets alle Beteiligten davon ausgegangen, dass kein 
neues Befreiungsverfahren eingeleitet werden musste. Dies betrifft 
z. B. Krankenhausärzte, Apotheker in Apotheken oder Rechts
anwälte bei anwaltlichen Arbeitgebern, die auf die Geltung der alten 
Befreiung vertraut haben. Dieses Vertrauen wird jetzt geschützt.

In diesen Fällen gilt daher:

Wird derzeit eine vor der Urteilsverkündung begründete klassi
sche berufsspezifische Beschäftigung ohne das Vorliegen einer 
konkreten beschäftigungsbezogenen Befreiung auf der Basis 
einer alten Befreiung ausgeübt, verbleibt es dabei. Neue 
Befreiungsanträge müssen zwingend erst bei einem weiteren 
Beschäftigungswechsel gestellt werden. Im Falle einer Betriebs
prüfung wird die Befreiung von der Versicherungspflicht in der 
gesetzlichen Rentenversicherung durch die Vorlage des ur
sprünglichen Befreiungsbescheids und einer Beschreibung der 
aktuell ausgeübten Tätigkeit belegt.

Ausübung einer anderen Tätigkeit
Etwas anderes gilt für Mitglieder einer berufsständischen Versor
gungseinrichtung, die für die Ausübung einer berufsspezifischen 
Tätigkeit befreit worden waren, sich anschließend aber durch 
einen Arbeitsplatzwechsel von dieser Tätigkeit gelöst haben. Hier 
war die Befreiung für die neue Beschäftigung regelmäßig von 
einer konkreten Arbeitsplatzbeschreibung abhängig, da nur 
berufsspezifische Tätigkeiten befreiungsfähig sind. Dies betrifft 
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z. B. Syndikusanwälte, Syndikussteuerberater oder Industrieapo
theker, die bei jedem Arbeitgeberwechsel oder jedem wesent
lichen Wechsel des Tätigkeitsfeldes eine neue Befreiung zu bean
tragen hatten. In der Vergangenheit haben dies viele bereits 
beachtet.

Daneben gab es aber auch Betroffene, die die notwendigen 
Befreiungsanträge nicht gestellt haben und daher nicht im Besitz 
aktueller Befreiungsbescheide sind. Für sie wären, unabhängig 
von der Natur der ausgeübten Tätigkeit, allein aus formalen Grün
den wegen des Fehlens der Bescheide rückwirkend Beiträge zur 
gesetzlichen Rentenversicherung zu entrichten.

Berufsspezifisch Tätige
Für Personen, die tatsächlich berufsspezifisch arbeiten, käme es 
zu einer – möglicherweise kurzfristigen – Unterbrechung ihrer 
Altersversorgung im berufsständischen Versorgungswerk. Um 
diese negative Folge zu vermeiden, wird den Betroffenen die Mög
lichkeit eröffnet, die versäumte Antragstellung nachzuholen und 
damit die Befreiungsfähigkeit der Beschäftigung durch die Deut
sche Rentenversicherung Bund feststellen zu lassen.

Ergibt die Überprüfung, dass die derzeit ausgeübte Tätigkeit als 
berufsspezifisch anzusehen ist, sind keine Beiträge zur gesetz
lichen Rentenversicherung zu entrichten – weder für die Vergan
genheit noch für die Zukunft.

Nicht berufsspezifisch Tätige
Handelt es sich dagegen nicht um eine berufsspezifische Tätig
keit, wird eine Befreiung von der Versicherungspflicht in der 
gesetzlichen Rentenversicherung nicht erteilt. Der Arbeitgeber 
hat den Arbeitnehmer umgehend entsprechend anzumelden und 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung zu zahlen – sowohl 
laufend als auch für die Vergangenheit.

Betriebsprüfung
Kann ein Arbeitgeber bei einer Betriebsprüfung für einen Arbeit
nehmer keinen aktuellen, sondern nur einen alten Befreiungsbe
scheid vorlegen, erhält der Arbeitgeber den Hinweis, dass die 
Antragstellung nachgeholt werden kann. Der Arbeitgeber hat die 
Aufforderung des Arbeitnehmers zur Antragstellung zu dokumen
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tieren. Der Sachverhalt wird bei der nächsten Betriebsprüfung 
erneut aufgegriffen und die Betriebsprüfung im Übrigen abge
schlossen.

Wird die Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversiche
rung im Rahmen des Antragsverfahrens oder bei der nächsten 
Betriebsprüfung nachträglich festgestellt, werden der Nachzah
lungszeitraum und die eventuellen Säumniszuschläge nach den 
allgemeinen Regelungen ermittelt. Durch den ausdrücklichen 
Hinweis bei der Betriebsprüfung haben die Arbeitgeber Kenntnis 
im Sinne des §§ 24 Abs. 2 und 25 Abs. 1 SGB IV im Hinblick auf 
eine mögliche Zahlungspflicht.

Wichtig: Der Arbeitgeber muss den Arbeitnehmer unverzüglich 
zur gesetzlichen Rentenversicherung anmelden, wenn zwischen 
den beiden Betriebsprüfungen die Befreiung abgelehnt wird.

Kann bei einer Betriebsprüfung weder ein alter noch ein aktueller 
Befreiungsbescheid vorgelegt werden, werden Rentenversiche
rungsbeiträge sofort erhoben.

Tipp: Befreiung von der Rentenversicherungspflicht überprüfen
In Zweifelsfällen kann nur eine positive Befreiungsentscheidung 
Rechtssicherheit schaffen und einen Arbeitgeber vor hohen Nach
forderungen bewahren. Arbeitgeber sollten vor diesem Hinter
grund ein Interesse daran haben, dass ihre Mitarbeiter bisher 
unterbliebene Befreiungsverfahren möglichst umgehend nach
holen.

Möchte ein Arbeitgeber unabhängig von seinem Mitarbeiter tätig 
werden und hat er Zweifel an der Befreiungsfähigkeit der Tätig
keit, kann er auch einen Arbeitnehmer in einer bestehenden Be
schäftigung sofort zur gesetzlichen Rentenversicherung an
melden. In diesem Fall wären zunächst nur die laufenden Renten
versicherungsbeiträge zu entrichten. Eine etwaige Nachzahlung 
für Zeiträume vor der Anmeldung würde erst mit der Erteilung 
eines Ablehnungsbescheids fällig. Im Falle eines positiven 
Befreiungsbescheids würde das Versicherungsverhältnis zur 
gesetzlichen Rentenversicherung rückabgewickelt, da es sich um 
zu Unrecht gezahlte Beiträge handelt.

Erstattung von Beiträgen
Beiträge zur Sozialversi
cherung, die zu Unrecht 
entrichtet wurden, werden 
grundsätzlich erstattet, so
weit aus diesen Beiträgen 
noch keine Leistungen be
ansprucht worden sind und 
noch keine Verjährung ein
getreten ist. Für den Be
reich der Rentenversiche
rung besteht gegebenen
falls Beanstandungsschutz.
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2014: Rentenversicherungsbeitrag unverändert

Es bleibt dabei: Auch 2014 beträgt der Beitrag zur Rentenver
sicherung 18,9 %. Mit der Ausgabe vom 20. Dezember 2013 
wurde im Bundesgesetzblatt die „Bekanntmachung der Bei
tragssätze in der allgemeinen Rentenversicherung und der 
knappschaftlichen Rentenversicherung für das Jahr 2014” vom 
19. Dezember 2013 verkündet (BGBl. I 2013, S. 4313).

Danach beträgt der Beitragssatz für das Jahr 2014

→ in der allgemeinen Rentenversicherung 18,9 %,
→ in der knappschaftlichen Rentenversicherung 25,1 %.

Das entspricht den Werten des Vorjahres.

Ebenfalls am 19. Dezember 2013 wurde im Deutschen Bundestag 
der „Entwurf eines Gesetzes zur Festsetzung der Beitragssätze in 
der gesetzlichen Rentenversicherung für das Jahr 2014 (Beitrags
satzgesetz 2014)” in erster Lesung beraten. Der Entwurf (BT-Drs. 
18/187), mit dem die gesetzliche Festsetzung der Beitragssätze in 
der Vorjahreshöhe beabsichtigt ist, wurde von den Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD eingebracht. Ziel der Beibehaltung der Bei
tragssätze ist es, so wird es in der Begründung des Gesetzes
entwurfs formuliert, „vor dem Hintergrund der politischen und 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen Kontinuität, Stabilität und 
Planungssicherheit für die Finanzierung der gesetzlichen Renten
versicherung sicherzustellen”. Die finanziellen Auswirkungen der 
unterbliebenen Absenkung des Beitragssatzes um 0,6 Prozent
punkte auf 18,3 % – geregelt im Wege einer Verordnung vor dem 
Hintergrund der Finanzsituation der gesetzlichen Rentenversiche
rung – werden für Arbeitgeber und Arbeitnehmer zusammen auf 
5,8 Mrd. EUR im Jahr beziffert.

Voraussichtlich im Februar 2014 wird das Gesetzgebungsverfahren 
abgeschlossen werden. Das Gesetz soll rückwirkend zum 1. Januar 
2014 in Kraft treten.
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